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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


1. Abgeordneter Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 

Rollmann daß sich die Bundesregierung bereits grund- 

(CDU/CSU) sätzlich über eine erneute Erhöhung der Post- 

gebühren geeinigt hat? 


2. Abgeordneter Welche Erhöhungen sind im einzelnen ge- 
Rollmann plant, und wann sollen sie in Kraft treten? 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung 
fest (vgl. VI. Wahlperiode, Stenographischer 
Bericht über die 31. Sitzung S. 1412 ff.), daß 
Beeinträchtigungen, die sich für Rundfunk- und 
Fernsehteilnehmer aus der zunehmenden 
Hochhausbebauung in unseren Städten erge- 
ben, nur über die Bauordnungsrechte der Län- 
der, d. h. durch Auflagen bei der Baugenehmi- 
gung für den „potentiellen Verursacher" bei 
erwarteten Empfangsstörungen, beseitigt wer- 
den können? 


4. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ar- 
beitsergebnis der „Rechtskommission des Ar- 
beitskreises Rundfunkempfangs antennen" (v. 
27. Juni 1972), in der sie durch verschiedene 
Ressorts vertreten ist, eine bund es rechtliche 
Regelung durch Änderung des Fernmeldean- 
lagengesetzes herbeizuführen? 


5. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zu, daß die Bundesregie- 
rung eine Sonderbriefmarke mit dem Kopf von 
Rosa Luxemburg herauszubringen beabsich- 
tigt? 


6. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den ausdrück- 
lichen Hinweis auf dem Ausweis für die 
Ausgabe des amtlichen Fernsprechbuchs, daß 
eine Rückgabe der alten Ausgabe nicht nötig 
ist, dahin gehend zu ergänzen, daß gebeten 
wird, die alten Telefonbücher einer Altpapier- 
sammlung zuzuführen und sie nicht auf den 
Müll zu geben, um die Umwelt nicht unnötig 
zu belasten? 
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7. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die das jeweils 
neue amtliche Fernsprechbuch ausgebenden 
Postanstalten anzuweisen, zu ihnen zurüdcge- 
brachte alte Fernsprechbücher anzunehmen, sie 
zu sammeln und einer Altpapierverwertung 
zuzuführen und sie nicht dem Fernsprechkun- 
den oder der Müllabfuhr zur Beseitigung zu 
übergeben, um damit seitens der Bundesregie- 
rung einen Beitrag zur Entlastung der Umwelt 
zu leisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 

Groß 

(FDP) 


9. Abgeordneter 

Groß 


(FDP) 


10. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der wachsenden Wasserverschmutzung von 
Weser, Werra und Fulda durch in der DDR 
gelegene Kali-Werke zu tun? 

Bestehen Möglichkeiten, mit der DDR in ab- 
sehbarer Zeit zu Vereinbarungen mit dem Ziel 
zu gelangen, die Einleitung der Kali-Salze in 
Weser, Werra und Fulda zu verhindern oder 
wenigstens einzuschränken? 

Entspricht die Ansicht der Landesregierung 
Schleswig-Holstein, daß bei der Einleitung von 
Abwässern in die Ostsee z. Z. eine vollbio- 
logische Reinigung ausreicht, den Erkenntnis- 
sen der Bundesregierung, wie sie im Umwelt- 
programm und in der Antwort vom 30. August 
1973 zur Kleinen Anfrage betr. Abwasserklä- 
rung im öffentlichen Bereich (Bundestagsdruck- 
sache 7/977) zum Ausdruck kommen, und 
welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, falls die Antwort verneinend ausfällt, 
auf die Landesregierung Schleswig-Holstein 
einzuwirken, daß bei Abwassereinleitungen 
in die Ostsee nur noch dreistufige Klärwerke 
in Betrieb genommen werden? 

Hat die Bundesregierung in das laut »Bericht 
über die Durchführung des Benzinbleigesetzes' 
etc. (Drucksache 7/854) „breit angelegte For- 
schungsprogramm .Entgiftung der Abgase' " 
ein Vorhaben aufgenommen, das die Möglich- 
keit der Augfilterung von Bleipartikeln aus 
Abgasen untersucht, und was waren ihre 
Gründe, dies zu tun bzw. zu unterlassen? 

Falls dies bisher nicht geschehen ist, hält die 
Bundesregierung es dann angesichts der 
Schwierigkeiten, die die zum 1. Januar 1976 
verfügte Herabsetzung des Bleigehalts im 
Benzin auf 0,15 g Pb/l offenbar aufwirft (vgl. 
FAZ vom 2. Oktober 1973, Seite 16), nicht für 
naheliegend und nützlich, das Problem „Blei- 
ausstoß durch Kraftfahrzeuge" vom Abgas 
selbst her anzugehen und ein entsprechendes 
Forschungsprojekt zu initiieren bzw. zu för- 
dern? 
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13. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an der Entscheidung 
des Bundesinnenministers, das Bundesamt für 
Umweltschutz in Berlin zu errichten, fest, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Erichtung des Amts in Berlin sich strikt im 
Rahmen des Vier-Mächte- Abkommens hält, 
das die Entwicklung der Bindungen zwischen 
dem Bund und Berlin ausdrücklich vorsieht? 


14, Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß auf 
Grund von Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofs kostenlose Hilfsdienste der Bundes- 
wehr — wie zum Beispiel bei den Olympischen 
Spielen 1972 — aus Anlaß der Fußballwelt- 
meisterschaft 1974 nicht möglich sind? 


15. Abgeordneter Trifft die Einschränkung von kostenlosen 
Wende Hilfsdiensten der Bundeswehr auch für ähn- 

(SPD) liehe Dienste des Bundesgrenzschutzes zu? 


16. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Auswirkungen hat das Urteil des Ap- 
pellationsgerichts. Washington vom 20. Juli 
1973, wonach bei Genehmigungsverfahren für 
Kernkraftwerke mit Schnellen Brutreaktoren 
die Auswirkungen des gesamten Schnellbrüter- 
programms der USA auf die Umwelt in Be- 
tracht gezogen werden müssen, und wird die 
Bundesregierung auch entsprechende Maßnah- 
men ergreifen? 


17. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Gibt es bezüglich der Sicherheitsauslegungen 
des bei Kalkar am Niederrhein geplanten 
Prototyp-Kernkraftwerks mit einem Schnellen 
Brutreaktor (SNR 300) neue Erkenntnisse, die 
das deutsch^belgischmiederländische Konsor- 
tium zur Verzögerung oder zur Aufgabe dieses 
Projekts veranlassen könnten? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter Hält die Bundesregierung daran fest, die Mi- 
Hödierl neralöl Steuer auf Heizöle entsprechend der 

(CDU/CSU) geltenden gesetzlichen Regelung zum 31. De- 

zember 1974 auslaufen zu lassen? 


19. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Assistenzärzte in den Krankenhäusern regel- 
mäßig zwischen 110 und 150 Überstunden 
monatlich leisten, die als sogenannter Bereit- 
schaftsdienst deklariert werden, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Vergütung für den 
Bereitschaftsdienst wie Überstundenentgelte 
steuerlich zu behandeln? 
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20. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Bundeskabinett bei den 
Leicht Haushaltsberatungen für den Bundeshaushalt 

(CDU/CSU) 1974 Überlegungen angestellt worden sind, 

Personal von der Zollverwaltung abzuziehen 
bzw. die Zollverwaltung aufzulösen, obwohl 
der Aufgabenkatalog der Zollbeamten ständig 
schwieriger und umfangreicher geworden ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Zollbeamtenschaft eine große Unruhe über den 
Bestand der Zollverwaltung entstanden ist, die 
nicht zuletzt auf eine Meldung im „SpiegeT" 
Nr. 37/73, Seite 96, zurückzuführen ist? 

Trifft es zu, daß britische Stationierungsstreit- 
kräfte bei der Ende September 1973 im nord- 
hessischen Raum stattgefundenen Felddienst- 
übung „Eye Shadow" erhebliche vermeidbare 
Schäden verursacht haben, und wenn ja, wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
zukünftig Manöver mit derartigen Auswirkun- 
gen zu verhindern? 

23. Abgeordneter Wie hoch sind die durch die Felddienstübung 

Walther „Eye Shadow“ verursachten Schäden, und bis 

(SPD) wann können die Geschädigten mit der Lei- 

stung von Schadenersatzbeträgen rechnen? 

24. Abgeordneter Was gedenkt diie Bundesregierung zu tun, um 

Josten den Bürgern zu helfen, welche in den letzten 

(CDU/CSU) Jahren gebaut haben und deren Finanzierungs- 

pläne durch die Hochzinspolitik der Deutschen 
Bundesbank unangemessen belastet wurden? 

Ist die Bundesregierung bereit, diesem Betrof- 
fenenkreis weitgehend zinsvergünstigte Mittel 
zur Verfügung zu stellen, um das erworbene 
Eigentum zu erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ihren Einfluß da- 

Müller hin gehend geltend machen, daß die Stiftung 

(Mülheim) „Warentest“ in ihren veröffentlichten Tester- 

(SPD) gebnissen mehr als bisher zu der Umweltrele- 

vanz der geprüften Waren Stellung nimmt, um 
das Umweltbewußtsein der Verbraucher zu 
wecken? 

27. Abgeordneter Trifft es zu, daß Zinssubventionen für be- 

Dr. Warnke stimmte langfristiige Exporte nunmehr zugun- 

(CDU/CSU) sten der DDR eingeführt werden sollen? 


25. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 



21. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 
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28. Abgeordneter 

Dr. Warnke 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


30. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


31. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die konzertierte Aktion nur 
deshalb nodi einberufen wird, um die Bundes- 
regierung von Teilen ihrer Verantwortung zu 
befreien, wie sich in der Bemerkung des Bun- 
deskanzlers am 22. September 1973 in Köln 
ergibt, wo er z. B. geäußert hat, „Lohnleit- 
linien wird niemand von der Bundesregierung 
erwarten können.“? 

Teilt die Bundesregierung die im Tätigkeits- 
bericht des Bundeskartell amts für 1972 ge- 
äußerte Auffassung (Seite 11 in dem Abschnitt 
Verbraucherpolitik und Wettbewerbspolitik), 
wonach die Werbung dem Verbraucher gegen- 
wärtig noch zu wenig objektive Produktinfor- 
mationen liefert, und was beabsichtigt die 
Bundesregierung zu veranlassen bzw. zu tun, 
um die Produktinformationen für die Verbrau- 
cher zu objektivieren? 

Teilt die Bundesregierung die in der Öffent- 
lichkeit immer wieder vertretene Auffassung, 
wonach Kataloge von Touristikveranstaltem 
„manchmal mehr Lyrik als Fakten“ enthalten, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu ver- 
anlassen, um im Interesse der Teilnehmer an 
Touristikkreisen dafür zu sorgen, daß die Wer- 
bekataloge der Touristikveranstalter objekti- 
ver und informativer gestaltet werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die derzei- 
tige Lage in der Textilwirtschaft, insbesondere 
in der nordbayerischen Textilwirtschaft, und 
was gedenkt sie zu tun, um die Arbeitsplätze 
zu sichern? 

Wie charakterisiert die Bundesregierung die 
wirtschaftliche Situation und die Wettbewerbs- 
fähigkeit der unabhängigen mittelständischen 
Mineralölimporteure, und in welcher Weise 
wird die Wettbewerbsfähigkeit dieser Impor- 
teure durch das Gesetz zur Änderung des, 
Gesetzes über Mindestvorräte an Erdölerzeug- 
nissen, wenn es in Kraft getreten ist, belastet? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Belange 
der mittelständischen Importeure zu gewähr- 
leisten und deren Existenzgrundlagen zu si- 
chern, und hält es die Bundesregierung für 
notwendig, den Importeuren besondere Ver- 
günstigungen zu ermöglichen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährung» 
Landwirtsdiaft und Forsten 

34. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
Sdimitz tion der deutschen Unter-Glas-Gartenbaube- 

(CDU/CSU) triebe nach den jüngsten Preiserhöhungen für 

Heizöl, und wie hodi sind die Mehrbelastun- 
gen? 


6 



Deutsc±ier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1086 


35. Abgeordneter 
Sdimitz 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Welche Möglidikeiten zur Hilfe sieht die Bun- 
desregierung, insbesondere um gleiche Wett- 
bewerbschancen in der Gemeinschaft zu ge- 
währleisten, etwa durch eine Rückerstattung 
der Heizölsteuer für die Gartenbaubetriebe? 

Schließt die Bunidesregierung aus, daß der von 
ihr befürwortete Wegfall der Preisregicwiali- 
sierung für Getreide in der EWG und die An- 
passung der Preisrelationen an den Futterwert 
der Getreidearten zu Erlösednbußen der Erzeu- 
ger in den marktfernen Gebieten und zu Preis- 
senkungen bei Weizen führt? 

Ist die Bundesregierimg bereit, außer einem 
Einfrieren des Interventionspreises für Butter 
bei überschreiten eines Butterbestands von 
270 000 t auch dafür ainzaitreten, daß die Part- 
nerländer auf produktionsfördemde Maßnah- 
men verzichten und ciamit eine der Überschuß- 
ursachen beseitigt wird? 

In welcher Höhe wurden zur Beseitigung der 
Orkanschäden vom 13. November 1972 in den 
Wäldern bisher Förderungsmittel an die be- 
troffenen Länder bewilligt und zugewiesen? 

Liegen der Bundesregierung Unterlagen oder 
Zahlen darüber vor, in welchem Umfang land- 
wirtschaftliche Betriebe von Frühwitwen und 
deren Familienangehörigen bewirtschaftet 
werden? 

Entsprechen Zeitungsberichte über die letzte 
Generalversammlung der „Milchunion Groß- 
hannover“ den Tatsachen, denen zufolge die 
Stillegung einer Molkerei in Meppendorf ge- 
plant ist, in die vor gar nicht langer Zeit 
5 Millionen DM investiert worden sind und 
für die noch weitere Investitionssubventionen 
auch aus Bundesmitteln gezahlt werden sollen, 
obwohl das Endgutachten über den Nutzen 
des sogenannten Rationalisierungsprojekts 
Meppendorf noch gar nicht fertiggestellt ist, 
und wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, 
in Zukunft solche Fehlentwicklungen auf dem 
Miilchmarkt zu unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


41. Abgeordneter 

Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in den dpa 
Sozialpolitischen Nachrichten Nr. 37/73 wieder- 
gegebene Auffassung der Techniker Kranken- 
kasse, daß die Solidargemeinschaft der Kasse 
die Aufwenidungen für Studenten etwa zur 
Hälfte zu tragen habe, da diese keinen Arbeit- 
geber haben? 
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42. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdks 
(CDU/CSU) 


Nachdem die Bundesregierung bereits vor 
mehr als einem halben Jahr eine Überprüfung 
der maßgebenden Vorschriften, die zu einer 
Kürzung des Schadensausgleichs, bei Witwen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz führen, in 
idie Wege geleitet hat (Stenographischer Be- 
richt der 20. Sitzung des Deutschen Bundestags 
vom 15. März 1973, Seite 954) frage ich, ob 
diese Überprüfung inzwischen abgeschlossen 
worden ist, und welche Möglichkeiten die 
Bundesregierung auf Grund des Ergebnisses 
dieser Überprüfung für eine Lösung diese« 
Problems sieht? 


43. Abgeordneter 

Dr. Nölling 
(SPD) 


Ist es richtig, daß Personen, die eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung bean- 
tragen und die sich zum Zeitpunkt der Antrag- 
stellung in Haft befinden, für die Zeit zwischen 
der Antragstellung und der Entscheidung über 
den Antrag Pflichtbeiträge zur Krankenver- 
sicherung zu zahlen haben, obwohl ihnen für 
die Dauer ihrer Inhaftierung eine kostenlose 
Heilbehandlung zusteht? 


44. Abgeordneter Wenn ja, sieht die Bundesregierung in der 
Dr. Nölling Regelung einen Härtefall und strebt sie gege- 

(SPD) benfalls eine Änderung der Bestimmungen an? 


45. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für möglich, mit 
der derzeitigen personellen Kapazität des Bun- 
desamtes für den zivilen Ersatzdienst bei den 
durch die Unterbringung bestimmten Arbeits- 
möglichkeiten die Ankündigung des Bundes- 
beauftragten für den zivilen Ersatzdienst zu 
verwirklichen, die 10 000 ZDL-Stellen in die- 
sem Jahr auf 16 000 und im nächsten Jahr auf 
20 000 Stellen zu erhöhen? 


46. Abgeordneter Für wann ist gegebenenfalls an welche neue 
Pfeffermann Struktur des Bundesamtes gedacht? 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 

(SPD) 


Ist dlie Bundesregierung in der Lage, schon 
jetzt oder in Kürze mitzuteilen, zu welchem 
Zeitpunkt ausreichende Zivildienstplätze zur 
Verfügung stehen, um alle anerkannten Zivil- 
dienstleistenden auch tatsächlich einberufen zu 
können? 


48. Abgeordneter 
Pawelczyk 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der ge- 
planten Änderung des Gesetzes über die un- 
entgeltliche Beförderung von Krieg«,- und 
Wehrdienstbeschädigten sowie anderen Behin- 
derten im Nahverkehr vom 27. August 1965 
auch erwerbsunfähige, mongoloide Personen 
in den berechtigten Personenkreis einzubezie- 
hen, und wann wird die Bundesregierung 
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorle- 
gen? 
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49. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Bundesregie- 

Lampersbach rung eine sogenannte Wirts ch-aftsaibgabe für 

(CDU/CSU) die Beschäftigung von ausländischen Arbeit- 

nehmern plant? 


50. Abgeordneter 

Lampersbach 

(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung darüber im Kla- 
ren, daß durch solch eine Maßnahme bestimm- 
te mittel ständische Betriebe durdh ihren hohen 
Qastarbeiteranteil, z. B. im Gaststättengewer- 
be, in besonderem Maße belastet werden? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


51. Abgeordneter 

Dr. Wömer 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Zuge 
allgemeiner Kostensteigerungen der Verpfle- 
gungssatz von 3,30 DM für die Truppe zu 
niedrig ist, um die Qualität des Essen auf- 
rechtzuerhalten? 


52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verpfle- 
Dr. Wörner gungssätze entsprechend anzuheben? 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Urbaniak 
(SPD) 


Treffen Meldungen der gewerkschaftlichjen 
Zeitschrift „ran" vom 1. Oktober 1973 zu, daß 
Jugendvertreter in Hessen zum Wehrdienst 
einberufen werden, weil — nach Auffassung 
des Jugendsekretärs Heinz- Willi Ehrhardt vom 
DGB-Bundesvorstand — einige Unternehmer 
diarin ein Mittel sehen, unbecpieme Jugend- 
vertreter loszuwerden? 


54. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Grundwehrdienstleistende mit 
abgeschlossener beruflicher Lehre, die sich auf 
W 18 oder Z 2 weiterverpflichten, die Nachteile 
in Kauf nehmen müssen, daß sie ihren bisheri- 
gen Arbeitsplatz verlieren können, weil auf 
sie die Bestimmungen des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes keine Anwendung finden und dieser 
verlängerte Grundwehrdienst im Gegensatz 
ZU den W 15 nicht als Gesellenzeit für die Be- 
dingung zur späteren Ablegung der Meister- 
prüfung in Anrechnung kommen kann, so daß 
sie bis zu 2 Jahre länger auf die Prüfung war- 
ten müssen? 


55. Abgeordneter Wenn diese offensichtlich unberechtigten Be- 
Möhring nachteiligungen zutreffen, welche Möglichkei- 

(SPD) ten werden im Bundesverteidigiingsministeri- 

um erwogen, sie zu beseitigen? 
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56. Abgeordneter 

Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung bei der 
Neubesetzung der Präsidentenstellen der 
Wehrbereichsverwaltungen von dem Grund- 
satz ausgeht, die in der gleichen Behörde 
bereits tätigen Beamten einschließlich des 
Vizepräsidenten nicht zu berücksichtigen, und 
welche Gründe sind bejahendenfalls dafür 
maßgebend? 


57. Abgeordneter 

Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise trägt die Bundesregierun/g 
— bei der Bejahung der obigen Frage — 
gleichzeitig dem Grundsatz des Artikels 36 
Abs. 1 Satz 2 GG Rechnung, wonach die bei 
den nachgeordneten Bundesbehörden beschäf- 
tigten Personen in der Regel aus dem Land 
genommen werden sollen, in dem sie tätig 
sind? 


58. Abgeoidneter 

Reiser 

(SPD) 


59. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


60. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


61. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


62. Abgeordneter 
Hölscher 


(FDP) 


Wie ist das Zitat des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs im Bundesverteidigungsministerium, 
Berkhan, zu verstehen, „Handel mit Rüstungs- 
gütern im weitesten Sinn entspricht nicht dem 
Willen der Bundesregierung (Die Zeit, Nr. 40 
vom 28. September 1973), das sich auf den 
Verkauf von Bundeswehrhubschraubem weit 
unter ihrem Wert bezieht? 


Trifft es zu, daß die Wehrbereichsverw'altung 
III Strafantrag wegen des Verdachts von Ver- 
stößen gegen das Rechtsberatungsmißbrauchs- 
gesetz aus dem Jahr 1935 gestellt hat, und daß 
infolgedessen Kriegsdienstverweigerer in den 
letzten Wochen im Bereich des Oberlandes- 
gerichts Hamm von der Politischen Polizei 
(K 14) verhört worden sind? 


Trifft es zu, daß Dundeswehrbehörden Staats- 
anwaltschaften veranlaßt haben, Ermittlungen 
gegen Wehrdienstverweigerer einzuleiten we- 
gen des Verdachts der unzulässigen Rechtsbe- 
lehrung und unter Berufung auf das Rechtsbe- 
ratungsanißbrauchsgesetz aus dem Jahr 1935? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese Maßnahmen geeignet sind, ein Grund- 
recht in seinem Wesensgehalt anzutasten, und 
wird sie gegebenenfalls auf sofortige Einstel- 
lung hinwiirken? 

Ist die Bundesregierung bereit, die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, daß Wehrpflich- 
tige, die einen Antrag auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer gestellt haben, in der 
Truppe nur zu waffenlosem Dienst herangezo- 
gen werden, um die physische und psychische 
Belastung der Persönlichkeit eines solchen 
Antragstellers, der zur Bundeswehr eingezo- 
gen wird oder sich schon bei der Bundeswehr 
befindet, möglichst auszuschalten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


63. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


64. Abgeordnete 

Frau Berger 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordnete 

Frau Berger 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der „SHB" oder ein anderer 
Studentenbund, der sich sozialdemokratisch 
nennt, zu den Kosten seiner Teilnahme an den 
„ Weltjugendfestspielen'' in Ost-Berlin einen 
Zuschuß aus Mitteln des Bundes erhalten hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Reiseunternehmen in den von der Cholera be- 
troffenen Gebieten Italiens über die Anfang 
September 1973 dort entstandene Situation 
nicht ausreichend informiert waren, so daß 
deutsche Touristen sich nicht unverzüglich auf 
die gesundheitsgefährdende Situation einsbel- 
len konnten? 

Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
stellen, daß deutsche Touristen zukünftig in 
ähnlichen Situationen ausreichend informiert 
werden und nötigenfalls durch weiterreichen- 
dere Maßnahmen geschützt werden? 

Sieht die Bundesregierung in der Verwendung 
von polychloriertem Diphenyl oder Biphenyl, 
auch PCB oder Askarel bezeichnet, in Leudit- 
stofflampen, Haushaltslampen, Haushaltsgerä- 
ten und anderen Geräten eine Gefahr für die 
Umwelt, insbesondere angesichts der Tatsache, 
daß eine geordnete Erfassung und Rückfüh- 
rung dieses Stoffes praktisch unmöglich ist? 

Was gedenkt die Bundeisregiemng zu unter- 
nehmen, um die von PCB ausgehende Gefähr- 
dung zu unterbinden, ist insbesondere ähnlich 
dem Beispiel Japans, Schwedens, Norwegens 
und der Schweiz an ein Verwendungsverbot 
für PCB bei unkontrollierbaren Systemen ge- 
dacht? 

Aus welchen Gründen hält es die Bundesregie- 
rung für sinnvoll, daß die Regelbedarfssätze 
nach dem Bundessozialhilfegesetz in diesem 
Jahr zu unterschiedlichen Zeitpunkten an die 
wirtschaftliche Entwicklung angepaßt worden 
sind, daß bei einem Vergleich der einzelnen 
Bundesländer die Leistungshöhe stärker diffe- 
riert als in früheren Jahren, insbesondere nach 
der außerordentlichen Anpassung in Nord- 
rhein-Wes.tfalen zum 1. Oktober 1973, und 
welche Schritte gedenkt sie zu unternehmen, 
damit künftig ein unvertretbares Sich-Ausein- 
anderentwickeln der Regelbedarfssätze in den 
einzelnen Bundesländern vermieden und ein 
angemessenes Verhältnis zwischen Einkom- 
men Erwerbstätiger, Empfängern von Versi- 
cherungs- und Versorgungsleistungen und So- 
zialhilfeempfängern gewährleistet wird? 
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69. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


71. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


72. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie beurteilit die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß trotz Überbeschäftigung und hohem 
Lohnniveau in einer wirtschaftlichen Hochkon- 
junktur eine im Verhältnis zu früheren Jahren 
beachtlichen Zunahme der Sozialhilfefälle zu 
verzeichnen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Schwierigkeiten bei der Auslegung des Be- 
griffs „Gefahr für die Volksgesunciheit" durch 
die Gesundheitsämter, bei der nach dem Heil- 
praktikergesetz von 1939 erforderlichen Über- 
prüfung von Heilpraktikeranwärtern durch 
eine Durchführungsverordnung Klarheit dar- 
über zu schaffen, welche Kenntnisse und Fä- 
higkeiten von einem Heilpraktiker verlangt 
werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die in der ZDF-Sendung Gesund- 
heitsmagazin Praxis am 1. Oktober 1973 dar- 
gestellten Zustände, sehr schlechte sanitäre 
Einrichtungen, Belegung von Großraumschlaf- 
sälen in psychiatrischen Kliniken, abzuändem? 

Ist die Bundesregierung nicht auch meiner 
Ansicht, daß in derartigen dort dargestellten 
Kliniken eine dem Krankheitszu stand der dort 
weilenden Patienten entsprechend notwendige 
Rehabilitation nicht stattfinden kann, und man 
die Träger verpflichten sollte, schnellstens 
menschenwürdigere, dem Stand der heutigen 
Medizin entsprechende Verhältnisse zu schaf- 
fen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


73. Abgeordneter 

Gewandt 


(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Urbaniak 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
neue Wege zur Lösung des Fluglotsenproblems 
außerhalb des Beamtenrechtssystems gesucht 
werden müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, einer privat- 
rechtlichen Organisation des Flugsicherungs- 
dienstes mit entsprechender Ausgestaltung des 
Tarif Systems ihre Zustimmung zu geben, um 
so langfristig geordnete Verhältnisse zu schaf- 
fen? 

Treffen Meldungen der Westfälischen Rund- 
schau vom 3. Oktober 1973 zu, nach denen das 
Land Nordrhein-Westfalen bei der Zuteilung 
von neuen Triebwagenzügen (Typ ET-420) für 
die S-Bahn benachteiligt wird, und ist die 
Bundesregierung der Meinung, daß mit dem 
Einsatz der neuen Triebwagenzüge die Attrak- 
tivität des Nahverkehrs im Ruhrgebiet erheb- 
lich gesteigert werden könnte? 
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76. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu Plänen, 
Reiser Giftmüll auf hoher See zu verbrennen und 

(SPD) abzuladen? 


77. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesre-gierung den Tiefbauunter- 
nehmen in vielen Gegenden Niederbayerns, 
deren Wirtschaftslage als sehr schlecht beur- 
teilt werden muß, da im allgemeinen nur ein 
Auftragsbestand für zwei Monate vorhanden 
ist, in ihrer Notlage dadurch abhelfen, daß sie 
vermehrt Mittel für den Voll- und Zwischen- 
ausbau von Bundesfernstraßen in den betrof- 
fenen Gegenden zur Verfügung stellt? 


78. Abgeordneter 

Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Welche Nebenbeschäftigungen von Fluglotsen 
und anderen Bediensteten der Bundesanstalt 
für Flugsicherung sind genehmigt worden? 


79. Abgeordneter 
Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Besteht oder bestand Anlaß zu der Vermutung, 
daß eine größere Zahl von Fluglotsen und 
anderen Angehörigen der Bundesanstalt für 
Flugsicherung vom Dienstherrn nicht geneh- 
migte Nebenbeschäftigungen ausübt, wird die 
Bundesregierung entsprechende Unterisuchun- 
gen einleiten oder welches Ergebnis haben 
bisher eingeleitete Untersuchungen erbracht? 


80. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


Nach dem der frühere Bundesverkehrsminister 
Leber am 30. August 1969 in Michels tadt/Odw. 
erklärte, daß der Bau der Odenwald-Autobahn 
im Rahmen des Gesamtkonzeptes Europäischer 
Verkehrswege eine vordringliche Aufgabe sei- 
nes Ministeriums sei, und die Odenwald-Auto- 
bahn einen Teil einer wichtigen Nord-Süd- 
Trasse im neaien Ausbauplan für den Bundes- 
fernstraßenbau darstelle, frage ich, ob der Bau 
dieser Autobahn angesichts der auch heute 
noch geltenden Prioritäten alsbald begonnen 
wird? 


81, Abgeordneter 

Baier 

(CDU/CSU) 


Da die Odenwald- Autobahn erhebliche posi- 
tive Auswirkungen auf die Infrastruktur des 
badischen Odenwaldkreises und Rhein-Neckar- 
Kreises haben wird, frage ich, ob die Planfest- 
stellung alsbald abgeschlossen und bekannt 
gegeben wird, um die strukturellen Planungen 
im nordbaddschen Raum dahin gehend abzu- 
stimmen, damit aus verkehrspolitischen und 
raumordnerischen Gründen die dringend er- 
forderliche Odenwalds Autobahn in diesem ge- 
nannten Raum entsprechend der seinerzeitigen 
Äußerung des 'Bundesverkehrsministers im 
Laufe des 2. Fünfjahresplanes (1976 bis 1980) 
gebaut und fertiggestellt wird? 
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82. Abgeordneter 
Blumenfeld 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den unhaltbaren Zustand zu ändern, daß seit 
Monaten auch im von der Lufthansa reduzier- 
ten Flugplan keine Flugverbindung zwischen 
der größten Stadt des Bundesgebietes Ham- 
burg und Bonn besteht und nur eine einzige 
fast nie zustandegekommene Verbindung zwi- 
schen Bonn und Hamburg, während andere 
Städte des Bundesgebiets mehrmals täglich 
trotz des Bummelstreiks angeflogen werden? 


83. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, gegebenen- 
falls durch eine Gesetzesinitiative die recht- 
lichen Voraussetzungen zu schaffen, die einen 
Einsatz von Fluglotsen der Bundeswehr im 
zivilen Flugsicherungsdienst ermöglichen? 


84. Abgeordneter 
Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Welche organisatorischen, rechtlichen und per- 
sonellen Maßnahmen sind nach Ansicht der 
Bundesregierung notwendig, um die Über- 
nahme von Aufgaben des Flugsicherungsdien- 
stes durch Angehörige der Pilotenvereindgung 
Cockpit e. V. zu ermöglichen? 


85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß trotz 
Blank erheblicher Zweifel von Verkehrsfachleuten 

(SPD) ein gesondertes modernes Massenverkehrs- 

mittel mit Höchstgeschwindigkeiten bis zu 
500 km/h einen Verbund der Flughäfen Düssel- 
dorf und Köln- Wahn herstellen sollte? 


86. Abgeordneter 

Blank 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund dieser Überlegungen die bisher 
verfolgte Planung, beide Flughäfen in das 
S-^Bahnnetz an Rhein und Ruhr einzubinden 
und vordringlich eine Schienenverbindung 
des Flughafens Köln-Wahn mit Köln und der 
Bundeshauptstadt herzustellen? 


87. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, zur 
Ausstattung von Kraftfahrzeugen mit Ver- 
bundglaswindsdiutzscheiben eine andere Hal- 
tung einzunehmen, als vom Verkehr saussdiuß 
des Deutschen Bundestags empfohlen, der laut 
Drudcsadie 7/416 vom 27. März 1973 den 
diesbezüglichen Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zur Kenntnis 
genommen und die Bundesregierung aufge- 
fordert hat, die EG-Kommission zu einer Fort- 
setzung ihrer Bemühungen im Sinne der Kom- 
missionsvorlage anzuregen, jedodi den Weg 
für zukünftige technisdie Lösungen offenzu- 
lassen? 
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88. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen ursächlichen 
Zusammenhang zwischen der kürzlich erfolg- 
ten Aufnahme der DDR in die Vereinten Na- 
tionen und der in den letzten Tagen zu ver- 
zeichnenden erheblichen Behinderung des Ber- 
lin-Verkehrs wegen behaupteten Mißbrauchs 
des Transitabkommens oder angeblicher hy- 
gienischer Schutzmaßnahmen gegen Maul- und 
Klauenseuche? 


89. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


94, Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung bei der 
Durchführung weiterer einseitiger Maßnahmen 
der DDR-Behörden im Sinne des Artikels 19 
des Trangitabkommens tätig zu werden und 
das Zusammentreten einer gemischten Kom- 
mission zur Klärung von Schwierigkeiten und 
Meinungsverschiedenheiten zu fordern? 


Bis wann ist damit zu rechnen, daß die vor 
einigen Jahren errichteten Verkehrsschilder an 
den Ortsausgängen (Ende der Ortsdurchfahrt) 
entsprechend dem vielfach geäußerten Wunsch 
der Autofahrer, durch Hinweisschilder auf die 
Entfernung der nächsten Gemeinde ersetzt 
bzw, ergänzt werden? 


Werden die dadurch den Gemeinden entste- 
henden Kosten vom Bund ersetzt? 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn im 
Rahmen neuer Streckenplanungen die Trasse 
zwischen Aschaffenburg und Würzburg trotz 
der vielseitigen Proteste und Bedenken aller 
Naturschutzverbände und vieler Gemeinden 
weiiterhin mitten durch den Spessart (Hafen- 
lohr-Tal) führen will, und wie steht die Bun- 
desregierung dazu im Hinblick auf ihre Ver- 
lautbarungen über Naturschutz? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn im Zuge ihrer Rationa- 
lisierungsmaßnahmen nun zentrale Stückgut- 
bahnhöfe, darunter selbst Kreisstädte (wie z. 
B. in Unterfranken) neu gebildeter Großkreise 
auflösen will, und was gedenkt die Bundes- 
regierung gegen solche Entwicklungen einer 
weiteren Verringerung des Kundendienstes 
der Deutschen Bundesbahn zu tun? 

Nach welchen Gesichtspunkten will die Deut- 
sche Bund esib ahn den Stückgutverkehr auf 
zahlreichen Bahnhöfen auf geben, wie ist dies 
der Wirtschaft und der Bevölkerung förderlich, 
und wie vereinbart sich dieses Vorhaben mit 
den raumordnerischen Zielen, eine passive 
Sanierung der ländlichen Räume zu verhin- 
dern? 
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95. Abgeordneter 
Straßmeir 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Ausschluß von bisher mehr als 1600 Rei- 
senden aus der Türkei, aus Griechenland und 
Bulgarien vom Transitverkehr auf der Straße 
mit der Begründung der Maul- und Klauen- 
seuche eine klare Verletzung des Transitab- 
kommens durch die DDR-Behörden bedeutet? 


96. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung des weiteren die 
Auffassung, daß die Zurückweisung türkischer 
Staatsangehöriger — die sich zum Teil seit 
Jahren nicht mehr in ihrem Heimatland auige- 
halten haben — vom Transitverkehr den un- 
zulässigen Versuch der DDR-Behörden dar- 
stellt, den Geltungsbereich des Transitabkom- 
mens in bezug auf Ausländer unter dem Vor- 
wand seuchenpolifzeilicher Maßnahmen ver- 
tragswidrig einzuengen? 


97. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen — abgesehen 
von Briefen an die Transitkommission ■ — hat 
die Bundesregierung ergriffen, um den ver- 
tragsgemäßen Transitverkehr wiederherzustel- 
len? 


98. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung im besonderen 
tun, um generell sicherzustellen, daß die DDR 
gesundheits- und seudienpolizeiliche Vor- 
schriften nicht zur Unterhöhlung des Vier- 
mächte-Abkommens mißbraucht? 


99. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Welches waren die Gründe dafür, daß die in 
der Planung baureife Rheinbrücke zwischen 
Geisenheim und Ingelheim zwar in die erste 
Dringlichkeitsstufe eingeordnet, aber trotzdem 
bisher nicht in den 1. Fünfjahresplan (1971 bis 
1975) für den Ausbau der Bund esf ernst r aßen 
auf genommen wurde? 


100. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, an- 
gesichts der zunehmenden regionalen und 
überregionalen Bedeutung u. a. auch für den 
Fremdenverkehr dieses Raums, dieses Brük- 
kenbauprojekt bei der Fortschreibung des 1. 
Fünfjahresplans in das Programm aufzuneh- 
men? 


101. Abgeordneter 
Dr. Hirsdi 

(FDP) 


lat der Bundesregierung bekannt, daß — wie 
die Untersuchungsergebnisse der Stiftung Wa- 
rentest zeigen — z. Z. gefährliche Autokinder- 
aitze auf dem Markt sind, und hält die Bundes- 
regierung es gegebenenfalls nicht für dringend 
geboten, solche elementaren Sicherheitsein- 
richtungen einem besonderen ZuLassungsver- 
f ähren zu unterwerfen, und wenn ja, wann be- 
absichtigt sie, dies zu tun? 
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102. Abgeordneter 
Sdiultze 
(Sdiwäbisdi 
Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die neue Aktion der 
Deutschen Bundesbahn „Fahrt zusiammen — 
spart zusammen" angesichts der sowohl von, 
der Bundesregierung wie auch von der Unter- 
nehmensleitung der Bahn immer wieder her- 
vorgehobenen gesellschaftspolitischen Bedeu- 
tung der Bahn für ausgewogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


103. Abgeordneter 
Bühling 
(SPD) 


Welches Ergebnis haben die in der Antwort 
der Bundesregierung vom 20. Januar 1972 auf 
die Anfrage betreffend Mietermitbestimmung 
(Drucksache VI/3016 Frage B 68) erwähnten 
Versuche einer MÜetermitwirkung auf freiwil- 
liger Basis gehabt? 


104, Abgeordneter Welche Erwägungen hat die Bundesregierung 

Bühling auf Grund der bisherigen Erfahrungen ange- 

(SPD) stellt? 


105. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 

(CDU/CSU) 


Sollen — angesichts des von Bundeswoh- 
nungsbauminister Vogel ausgesprochenen Zie- 
les, daß die öffentliche Förderung der Moder- 
nisierung und Instandsetzung von Altbauten 
künftig verstärkt und gleichberechtigter 
Schwerpunkt im sozialen Wohnungsbau wer- 
den soll — nicht auch gemeinnützige Woh- 
nungsunternehmen, die im sozialen Woh- 
nungsbau stets ihr besonderes Anliegen gese- 
hen haben, neben dem Bau von Kleinwohnun- 
gen im eigenen Namen und im Betreuungs- 
Verfahren, wie dies in § 6 des Wohniungsge- 
meinniützigkeitsgesetzes ausdrücklich festge- 
legt ist, bei Erneuerung erhaltungswürdiger, 
besteihenider Gebäude Bet reuungsauf gaben 
übernehmen, um solche Gebäude und Wohnun- 
gen auf einen angemessenen, neuzeitlichen 
Standard zu bringen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


106. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung die Beteiligung 
Dr. Götz an den Krankenversicherungsbeiträgen der 

(CDU/CSU) Studenten als eine Aufgabe der staatlichen 

Ausbildungsförderung? 


107. Abgeordneter 

Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die neueren Prognosen zum 
Problem des Bedarfs an Hochschulabsolventen 
auf statistischem Material aus der Volks- und 
Berufszählung 1961 basieren, weil die Daten 
aus der Volks- und Berufszählung 1970 noch 
nicht ausgewertet sind? 
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108. Abgeordneter 

Dr. Probst 


(CDU/CSU) 


Ist die Auswertung der Volks- und Berufs,zäh- 
lung 1970 nicht bereits deshalb dringlich und 
wünschenswert, weil mit diesen Ergebnissen 
die zwischen 1961 und 1970 eingetretene Ver- 
änderung der Qualifikationsstruktur und das 
methodische Instrumentarium der Bildungs- 
ökonomie überprüft werden können? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


109. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Wurde die Spende des Herrn Bundeskanzlers 
für den Wiederaufbau des Lübecker Doms in 
Höhe von 25 000 DM entsprechend der Aus- 
sage des Herrn Bundesminister Ehmke vor 
idem 1. Untersuchungsausschuß tatsächlich aus 
dem Verfügungsfonds des Herrn Bundeskanz- 
ler entnommen, oder sind die vom Bundes- 
kanzleramt niemals dementierten Meldungen 
des „Stern" vom 27. Februar 1972 und 5. März 
1972, der „Süddeutschen Zeitung", der „Welt", 
des „Hamburger Abendblattes" vom 29. Fe- 
bruar 1972, der „Stuttgarter Zeitung" vom 
1. März 1972 und der „Le Monde" vom 3. März 
1972 zutreffend, daß der Herr Bundeskanzler 
diesen Betrag vom materiellen Teil des ihm 
verliehenen Friedensnobelpreises abgezweigt 
habe? 


110. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich Sonderminister Bahr be- 
Dr. Althammer müht hat, westliche Botschafter zu einer Ak- 
(CDU/CSU) tion gegen die Fluchthilfeorganisationen in 

Berlin zu bewegen? 


111. Abgeordneter Hat ein Vertreter der sowjetischen Botschaft 
Wohlrabe in Bonn bei Bundesminister Bahr gegen die 

(CDU/CSU) geplante Errichtung des Bundesamtes für Um- 

weltschutz in Berlin interveniert? 


112. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Tatsache, daß Regierungs- 
sprecher Grünewald am 8. Oktober 1973 vor 
der Bundespressekonferenz zunächst einen 
Verstoß eines Vertreters der sowjetischen 
Botschaft bei Bundesminister Bahr in der An- 
gelegenheit der Errichtung eines Bundesamtes 
für Umweltschutz in Berlin bestätigte und dann 
mitteilte, er habe ein Telefonat mit Bundes- 
minister Bahr über diesen Vorgang mißver- 
standen? 


113. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zu, daß die Bundesjegie- 
rung sidi bemüht hat, westliche Botschafter zu 
einer Aktion gegen Fludithilfeorganisationen 
zu bewegen? 
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114. Abgeordneter Hält die Bundesregierung weiterhin die Erklä* 

Reddemann rungen von Bundesminister Horst Ehmke auf- 

(CDU/CSU) recht, daß sie auf keinerlei Weise Einfluß auf 

die staatsanwaltlichen Verfahren gegen Jour- 
nalisten nach § 353 c des Strafgesetzbuchs 
genommen hat? 

115. Abgeordneter Seit wann war der Bundesregierung bekannt, 

Reddemann daß der jetzige Mitarbeiter im Presseamt des 

(CDU/CSU) Berliner Senats, Wolfgang Eberhard Göbel, als 

V-Mann aus der Berliner Zentralredaktion des 
Axel-Springer-Dienstes Informationen an Bun- 
desminister Ehmke direkt und über den seiner- 
zeitigen SPD-Bundesgeschäftsführer Wisch- 
newski geliefert hat? 

116. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den mehr- 

Dr. Marx fachen Kontakt Bundesminister Ehmkes mit 

(CDU/CSU) Wolfgang Eberhard Göbel, nachdem durch 

einen im ZDF-Magazin verlesenen Vermerk 
der Bonner Staatsanwaltschaft bekannt wurde, 
daß Göbel dem Bundesminister Redaktionsge- 
heimnisse des AxehSpringer-Dienstes fortge- 
setzt übermittelte? 

117. Abgeordneter Hat Bundesminister Ehmke Teile des ihm von 

Dr. Marx Göbel gelieferten Materials über den Sicher- 

(CDU/CSU) heitsbeauftragten des Bundeskanzleramts an 

die Staatsanwaltschaft weitergeleitet? 

118. A.bgeordneter Hat die Bundesregierung Einfluß darauf ge- 

Dr- Jenninger nommen, daß der in der ASD-Redaktion tätig 
(CDU/CSU) gewesene Wolfgang Eberhard Göbel sich der 

Staatsanwaltschaft gegen Journalisten und 
ehemalige Bundestagsabgeordnete der SPD als 
Kronzeuge zur Verfügung gestellt hat? 

119. Abgeordneter Sind die Dienste Göbels durch die Bundesre- 

Dr* Jenninger gierung honoriert worden, und wenn ja aus 
(CDU/CSU) welchen Etattibeln? 

120. Abgeoidneter Wie hoch belaufen sich die Kosten der An- 

Dr. Zimmermann zeigenkampagne des Presse- und Informations- 
(CDU/CSU) amtes der Bundesregierung, die am 1. Sep- 

tember 1973 angelaufen ist? 

121. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bewogen, im 

Dr. Jahn amtlichen Bulletin beim Abdruck der Rede des 

(Münster) Bundeskanzlers vom 3. Oktober 1973 den Aus- 

(CDU/CSU) Spruch des Kanzlers gegenüber der Opposition: 

„Lachen Sie nicht dümmer als sie sind" uner- 
wähnt zu lassen, und hält sie die Streichung 
einer Redepassage, die bei der Opposition auf 
großen Widerstand gestoßen ist, mit der Ver- 
pflichtung der Bundesregierung zur objektiven 
Berichterstattung für vereinbar? 
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122. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die mit erheblichen Mitteln der Steuerzsahler 
in der Zeit vom 1. August 1973 bis 15. Okto- 
ber 1973 finanzierten Großanzeigen in Zeitun- 
gen und Illustrierten unter der Überschrift 
„Die Bundesregierung informiert" angesichts 
der umfassenden politischen Unterrichtung der 
Bürger durch alle Massenmedien nicht sinn- 
voller, zum Beispiel zur Intensivierung des 
Straßenbaus, des Krankenhausbaus oder des 
Umweltschutzes hätten eingesetzt werden kön- 
nen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


123. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 

125. Abgeordneter 

Pfeifer 

(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 

Pfeifer 

(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Haben die Deposit armächte des Atomwaffen- 
sperrvertrags Schritte unternommen, um noch 
weitere Staaten zum Beitritt cxler zur Unter- 
zeichnung zu bewegen, und wenn ja, welche 
Schritte und bei wem? 

Hat der Atomwaffensperrvertrag bisher inte- 
grierende oder desintegrierende Wirkungen 
auf EURATOM, und worin bestehen diese 
Wirkungen und ihre Ursachen im Einzelnen? 

Haben die Vereinigten Staaten von Amerika, 
die sich vor der deutschen Unterzeichnung des 
Atomwaffensperrvertrags freiwillig zur Unter- 
stellung ihrer zivilen Kernenergietätigkeit un- 
ter Kontrollen der lAEO verpflichtet haben, 
bereits diesbezügliche Verhandlungen aufge- 
nommen, und bis wann ist mit dem entspre- 
chenden, für die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Nukleaxindustrie wesentlichen Ab- 
kommen zu rechnen? 

Mit welcher Begründung hat es die Sowjet- 
union als einziger Kernwaffenstaat, der Sig- 
natar des Atomwaffensperrvertrags ist, bisher 
abgelehnt, ihre zivile Kernen er gie tat igkeit 
Kontrollen der lAEO zu unterstellen, und wel- 
che Wirkungen hat die sowjetische Haltung 
nach Abschluß der amerikanisch-sowjetischjen 
Vereinbarung vom 22, Juni 1973 über Zusam- 
menarbeit bei der friedlichen Verwendung 
der Kernenergie auf die amerikanische Bereit- 
schaft zur konkreten Verwirklichung ihrer 
oibengenannten freiwilligen Selbstverpflich- 
tung? 

Auf welche Weise hat bei der Unterzeichnung 
des Atomwaffensperrvertrags in Moskau der 
Inhalt der deutschen Note vom 28. November 
1969 einschließlich der ihr beigefügten Erklä- 
rung über die Voraussetzungen unserer Unter- 
zeichnung des Vertrags auch gegenüber der 
Sowjetunion rechtliche Wirksamkeit erlangt? 
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128. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


131. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 

Lenzer 

(CDU/CSU) 


Wurde insbesondere auch in Moskau — wie in 
Washington und London — die vorgenannte 
Note einschließlich der vorgenannten Erklä- 
rung mit dem schriftlichen Zusatz zur Unter- 
schrift des Botschafters „Unter Verweisung 
auf die der sowjetischen Regierung überge- 
bene Note der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland" vor der Unterzeichnung über- 
geben und von der Sowjetregierung ohne 
Widerspruch entgegengenommen? 

Halten die Kernwaffenstaaten Frankreich und 
China an ihrer früher bekundeten Einschät- 
zung der politischen Bedeutung des Atomwaf- 
fensperrvertrags fest, und wie begründen diese 
Staaten ihre Nichtbeteiligung am Atomwaffen- 
sperrvertrag? 


Wie begründen die Nichtkernwaffenstaaten 
Israel, Algerien, Saudiarabien, Burma, Portu- 
gal, Spanien, Indien, Pakistan, Argentinien, 
Brasilien, Chile, Südafrika und Kuba ihre bis- 
herig Nichtunterzeichnung des Atomwaffen- 
sperrvertrags, und wie begründen die Nicht- 
kernwaffenstaaten Japan, Schweiz, Ägypten 
und Syrien ihre bisherige Nichtratifizierung 
des Atomwaffensperrvertrags? 

Ist uneingeschränkt sichergestellt, daß die 
Bundesrepublik Deutschland als Nichtkernwaf- 
fenstaat durch den Atomwaffensperrvertrag in 
bezug auf die zivile Nutzung der Kernenergie 
sowie auf die Forschung und die weitere Ent- 
wicklung im Vergleich zu den Kernwaffen- 
staaten USA und UdSSR, mit denen sie auf 
dem Weltmarkt in Konkurrenz steht, keinerlei 
Diskriminierung erfährt, insbesondere da- 
durch, daß die Kernwaffenstaaten im Unter- 
schied zu den Nichtkernwaffenstaaten nicht 
verpflichtet werden, ihre sämtlichen nuklearen 
Anlagen der Kontrolle der Internationalen 
Atom-Energie-Organisation zu unterstellen, 
sowie dadurch, daß Artikel IV des Atom- 
waffensperrvertrags den maßgebenden Vor- 
rang der Artikel I und II betont? 

Bedeutet die Feststellung der Bundesregierung 
in ihrer Denkschrift zum Verifikationsabkom- 
men zwischen EURATOM und lAEO, die Frage 
der Kosten der Verifikation der Kontrollen 
sei in einer Weise geregelt, die den Niditkern- 
waffenstaaten keine unbillige Lasten aufbür- 
det, 

— daß die Kontroll- und Verifikationskosten 
heute wirklich bereits zu übersehen sind 

— daß die nachweisbaren Kontrollkosten so- 
wie die kontrollbedingten Investitionen (z. 
B. zur Vereinfachung des Automatisie- 
rungsprozesses der Anlagen), soweit sie 
die Wettbeweiibsfähigfceit der fcontrollier- 
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ten und verifizierten Anlagen einschränken, 
als zusätzliche finanzielle Konsequenzen 
nicht von den Betreibern der Kernanlagen 
selbst getragen werden müssen, sondern 
von der öffentlichen Hand übernommen 
werden? 


133, Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung ihre audi 
Kahn-Ackermann schriftlich niedergelegte Überzeugung, daß der 
(SPD) Schwerpunkt der Förderung der deutschen 

Sprache nach Europa verlegt werden sollte, 
mit der Tatsache, daß beabsichtigt ist, die deut- 
schen Kulturinstitute in Neapel und Palermo 
zu schließen, während gleichzeitig mit nicht 
unbeträchtlichem Kostenaufwand in Dacca in 
Ostpakistan ein neues Kulturinstitut errichtet 
werden soll, das für die Förderung der deut- 
schen Sprache von sehr peripherer Bedeutung 
ist? 


134. Abgeordneter Wie vereinbart das Auswärtige Amt Neuin- 
Kahn-Ackermann vestitionen von annähernd 60 Millionen Mark 
(SPD) für Auslandsschulbauten mit der inzwischen 

erhärteten Überzeugung, daß das. durch zahl- 
reiche Schwierigkeiten belastete Auslands- 
schulwesen — bei dem nach Angaben der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 80% 
der entsandten Lehrer nicht oder nicht aus- 
reichend vorgebildet werden können — sinn- 
voll vermindert werden soll, z. B. in Ländern 
wie Spanien und Brasilien, Ländern, in denen 
die Schulstrukturen nach wie vor sehr reform- 
bedürftig sind? 


135. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Treffen die Meldungen zu, daß die deutsche 
Botschaft in Warschau ermittelt habe, daß zur 
Abschreckung von auswanderungswilligen 
Deutschen in Polen 5000 berufstätige deutsche 
Antragsteller wegen ihrer Umsiedlungsbemü- 
hungen entlassen und 15 000 in eine tiefere 
Lohngruppe herabgestuft wurden und daß 
diese arbeitslosen Deutschen in Polen keine 
Unterstützung erhalten? 


136. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Münster) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit der Ent- 
spannungspolitik für vereinbar, daß sich die 
parteiamtliche PRAWDA am 13. September 
1973 gegen Pläne verwahrte, aus der Euro- 
päischen Gemeinschaft auch eine politische 
Gemeinschaft werden zu lassen, und teilt die 
in der PRAWDA vertretene Auffassung, daß 
die Weiterentwicklung der Europäischen Ge- 
meinschaft ZU einer politischen Gemeinschaft 
nicht zu den Vorhaben über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa passe? 
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137. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


141. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


142. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Hat das Auswärtige Amt allen deutschen Aus- 
landsvertretungen das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973, das die für 
alle Staatsorgane verpflichtende Auslegung 
der ganz Deutschland betreffenden grundge- 
setzlichen Vorschriften enthält, übermittelt 
und sie angewiesen, den so ausgelegten grund- 
gesetzlichen Auftrag und die dadurch bedingte 
Auslegung des Grundvertrags beharrlich und 
eindeutig im Rahmen ihrer gesamten amtlichen 
Tätigkeit zu vertreten? 

Ist die Bundesregierung entschlossen, „in je- 
dem Einzelfall" gemäß dem Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 die 
Schutzpflicht für alle deutschen Staatsangehö- 
rigen — auch solche, die in den Oder-Neisse- 
Gebieten leben — wahrzunehmen und ihnen 
oder ihren Angehörigen über den Stand und 
die Ergebnisse der Intervention zum Schutz 
der Grundrechte Auskunft zu geben? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag 
eine Aufstellung aller Kooperationsverträge, 
die mit dem Ostblock und den übrigen Sta-ats- 
handelsländern abgeschlossen wurden, unter 
Einschluß aller Konditionen vorzulegen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch den Abschluß sogenannter Kooperations- 
verträge mit der Sowjetunion und den Staaten 
des Ostblocks kein Unterlaufen der Außen- 
handelspolitik der EWG erfolgen kann? 

Gedenkt die Bundesregierung, den de>utschen 
Text des Urteils des Bundesverfassungsge- 
richts vom 31. Juli 1973 über die Vereinbarkeit 
des innerdeutschen Grundvertrags vom 21. De- 
zember 1972 mit dem Grundgesetz sowie von 
ihr veranlaßte amtliche Übersetzungen - — zu- 
mindest ins Englische und Französische — zu 
notifizieren, allen Staaten, mit denen die Bun- 
desrepublik Deutschland diplomatische oder 
andere amtliche Beziehung unterhält und dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen mit 
dem Ersuchen, das Notifikationssdireiben und 
das Urteil als amtliche Dokumente der Bundes- 
republik Deutschland bei allen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen zu zirkulieren? 

Gedenkt die Bundesregierung, alle auf das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
vereidigten Bediensteten des Auswärtigen 
Dienstes und andere betroffene Bedienstete 
darauf hinzuweisen, daß das Urteil des Bun- 
desverfassungsgeridits vom 31. Juli 1973 die 
verbindliche Auslegung des innerdeutschen 
Grundvertrags vom 21. Dezember 1972 dar- 
stellt und daher als verbindliche Sprachrege- 
lung für die Gesprächs.führung mit Vertretern 
ausländischer Staaten und der DDR über die 
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143. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


144. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


145. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


146. Abgeordneter 

Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) , 


147. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


im Grundvertrag geregelte Materie zu gelten 
hat, und daß die Gemeinsame 'Entschließung 
des Deutschen Bundestags vom 17. Mai 1972 
und des Bundesrats vom 19. Mai 1972 als amt- 
liches, den Regierungen der UdSSR und der 
Volksrepublik Polen notifiziertes, völkerrecht- 
Mch relevantes Dokument der Bundesrepublik 
Deutschland die verbindliche Auslegung des 
Vertrags von Warschau vom 7. Dezember 1970 
darstellt und daher als verbindliche Sprachre- 
gelung für die Gesprächsführung mit Vertre- 
tern ausländischer Staaten und der DDR über 
die in den beiden Verträgen geregelte Materie 
zu gellten hat? 

Was hat die Bundesregierung unter Berufung 
auf die „Information" zum Warschauer Ver- 
trag unternommen, nachdem laut Wirtschafts- 
woche vom 28. September 1973 „die deutsche 
Botschaft in Warschau ermittelte: Zur Ab- 
schreckung wurden bislang 5000 berufstätige 
deutsche Antragsteller wegen ihrer Umsied- 
lungsbemühungen entlassen. Und 15 000 wur- 
den in eine tiefere Lohngruppe herabgestuft."? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen dem Verhalten der Volksre- 
püblik Polen, die Aussiedlungswillige aus der 
Arbeit entläßt oder schlechter einstuft, und der 
Erklärung des Bundesaußenministers, wonach 
wegen der Schwierigkeiten, die der Volksre- 
publik Polen durch die Aussiedlung erwachsen 
sollen, nunmehr die Notwendigkeit zu ver- 
billigten Krediten bestünde? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen 
der Öffentlichkeit, daß durch zinsverbilligte 
deutsche Kredite an Staaten des Warschauer 
Pakts diesen die Möglichkeit gegeben wird, 
entsprechende Mittel für die Rüstungsfinanzie- 
rung zugunsten von Nahoststaaten freizuma- 
chen, und wie kann die Bundesregierung 
sicherstellen, daß eine solche Zweckentfrem- 
dung deutscher Kredite nicht erfolgt? 

Treffen die Pressemeldungen zu, daß die Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Chile 
gegenüber Asyl such enden im Gegensatz zu an- 
deren westeuropäischen Staaten besonders 
strenge Maßstäbe anlegt? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über eine militärische Beratertätigkeit 
von Flugzeugführern und Flugabwehrartille- 
risten aus der „DDR" in Syrien vor, und wie 
wird die Bundesregierung eine Belastung des 
deutsch-israelischen Verhältnisses vermeiden, 
die sich aus militärischer Tätigkeit von Deut- 
schen in einem Staat ergeben können, der 
Israel gegenwärtig unter Bruch des Waffen- 
stillstands angreift? 
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148. Abgeordnete Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Frau zu der Anregung des Professors Dr. Franz J. 

von Bothmer Hinkelammert vom Lateinamerika-Institut der 
(SPD) Freien Universität Berlin ein, die politische 

Verhaltensweise der deutschen Konsulate und 
„insbesondere der deutschen Wahlkonsulate" 
in Chile zu untersuchen, „die sich zum Teil an 
den politischen Streiks vor dem Putsch betei- 
ligten und sich nach dem Putsch häufig absolut 
mit der Politik der Militärjunta identifizie- 
ren"? 


Aus Anlaß der kürzlich erfolgten Proklamie- 
rung einer Republik Guinea-Bissao durch die 
Befreiungsibewegung PAIGC frage ich die Bun- 
desregierung, nach wieilchen Kriterien sie eine 
Bitte um Anerkennung des neuen Staates be- 
urteilen würde? 


Hat die Bundesregierung Kenntnis genommen 
von dem Brief der afriikanischen Kirchen an 
die Kirchen in Europa und Amerika, der an- 
läßlich des Treffens des Generalkomitees der 
All Africa Conference of Chur che s vom 3. bis 
12. April 1973 in Tananarive an diese Kirchen 
gerichtet wurde, und haben sich die beiden 
Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland 
wegen dieses Briefs oder der darin angespro- 
chenen Beunruhigung über bestimmte Entwick- 
lungen innerhalb der NATO, das südliche Afri- 
ka betreffend, an die Bundesregierung ge- 
wiandt, und wenn ja, wie hat die Bundesregie- 
rung darauf reagiert? 

151. Abgeordneter Wie beurteflilt die Bundesregierung die in dem 
Dr. Sperling Brief der afrikanischen Kirchen geäußerten 
(SPD) Befürchtungen hinsichtlich des Engagements 

von Mitgliedstaaten der NATO im südlichen 
Afrika? 


150. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


149. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist es wahr, daß Sonderminister Bahr sich be- 

Lagershausen müht hat, westliche Botschafter zu einer 

(CDU/CSU) Aktion gegen die Fluchthilfeorganisationen in 

Berlin zu bewegen, die nach deutschem Recht 
kaum zu packen sind, weil er befürchtet, daß 
Ost-Berlin die Kontrolle über die Zufahrtswege 
nach West-Berlin verschärfen könnte? 


2. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Haushaltsmitteln wurde die Ende 
September in deutschen Tageszeitungen er- 
schienene Anzeige der Bundesregierung mit 
der Überschrift „Die Bundesregierung infor- 
miert — - zur Sache: Kriegsopferversorgung" 
finanziert, und wieviel hat die Bundesregie- 
rung für diese Anzeige ausgegeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag des Vedel-Berichts, zur Prüfung gemein- 
schaftspolitisch wichtiger Vorhaben gemein- 
schaftlicher Sitzungen der Fachausschüsse der 
mitgliedschaftlichen Parlamente (gegebenen- 
falls ihrer Sprecher) und des Europäischen 
Parlaments abzuhalten, um nationale und euro- 
päische Politiker enger zu verzahnen? 


4. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Entspricht es den Tatsachen, daß die Gemein- 
'schaftsorgane bislang noch keine Initiative 
ergriffen haben, um den ihnen auf der Gipfel- 
konferenz der Staats- und Regierungschefs ge- 
stellten Auftrag zur Ausarbeitung eines Plans 
für eine „Europa-Union" in Angriff zu nehmen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die 
Möglichkeiten, das Europäische Parlament mit 
einer solchen Ausarbeitung zu betrauen? 


5. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land bereit ist, den Staaten des Ostblocks und 
übrigen Staatshandelsländern Milliardenkre- 
dite zu gewähren, bei welchen die Zinsen durch 
staatliche Subventionen um 4Vo bis 4,5Vo unter 
den Marktzins gedrückt werden sollen, und 
wenn ja, in welchen Größenordnungen bewe- 
gen sich die Vorstellungen der Bundesregie- 
rung gegenüber der Sowjetunion, Polen, Un- 
garn, Bulgarien, Rumänien und Jugoslawien? 
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6. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie glaubt die Bundesregierung verhindern 
zu können, daß die von ihr geplante bilaterale 
Präferenzpolitik gegenüber den Staatshandels- 
ländern innerhalb der neun Mitgliedstaaten 
nicht zu einer Verzerrung der Wettbewerbs- 
bedingungen führt und damit zur Zerstörung 
der gemeinsamen Außenhandelsplattform der 
EWG? 


7. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, wonach die deutsche 
Botschaft in Santiago verfolgten Chilenen 
trotz des dort herrschenden Terrors der Mili- 
tärregierung kein Asyl gewährt, und wenn ja, 
wie vereinbart sich diese Praxis mit dem er- 
klärten Ziel der Bundesregierung, ihre diplo- 
matischen Beziehungen zu Chile für humani- 
täre Hilfeleistungen einsetzen zu wollen? 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die deutsche 
Botschaft in Tokio die Möglichkeiten, die sich 
aus der Gastspielreise des Stuttgarter Balletts 
für die Darstellung deutschen Kulturlebens in 
Japan ergeben, genügend genutzt hat? 


9. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Meinung hat die Bundesregierung zu 
dem sowjetischen Wunsch, ein ständiges, 
institutionalisiertes Organ zu schaffen, das 
zwischen den einzelnen internationalen Sicher- 
heitskonferenz-Phasen koordinierend lenken 
soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Ausführun- 
Biediele gen des Physikers Professor Dr. Bechert über 

(CDU/CSU) die Gefährdung der Bevölkerung in der Um- 

gebung von Kernkraftwerken, über die beson- 
dere Gefährdung durch das „Krypton 85" und 
durch radioaktives Jod, das durch die Milch 
vor allem für Kleinkinder von großer Gefahr 
sei, die der Referent auf dem Symposion der 
„Aktionsgemeinschaft Natur- und Umwelt- 
schutz in Baden-Württemberg" am 30. Juni 
1973 in Stuttgart gemacht hat und die immer 
noch eine Quelle der Beunruhigung und Sorge 
für viele Menschen sind, und welche Möglich- 
keiten sieht und praktiziert die Bundesregie- 
rung mit dem Ziel, eine bessere, umfassende 
und sachgerechte Information der Bevölkerung 
über die Sicherheitsproblematik und die Um- 
weltbeeinflussung durch Kemkraftweorke zu 
gewährleisten, die es aus guten Gründen ver- 
mag, einer Panikstimmung in der Bevölkerung 
vorzubeugen? 


27 



Drucksache 7/1086 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


11. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


12. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 

13. Abgeordneter 

Hofmann 

(SPD) 


14. Abgeordneter 

Büdiner 

(SPD) 


15. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


16. Abgeordneter 
Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Auf- 
klärungs- und Protestaktion des Verbandes 
Deutscher Sportfisdier e. V. gegen die durch 
die Abwässer aus Kalibergwerken der DDR 
hervorgerufenen Versalzungen des Fluß Was- 
sers von Werra, Fuldia und Weser, und hat die 
Bundesregierung ihre wiederholt bekundete 
Absicht, darüber Verhandlungen mit der DDR 
aufzunehmen, verwirklicht? 

Wenn ja, zeigt die DDR Bereitschaft, einen 
in ihren Möglichkeiten liegenden greifbaren 
Beitrag zur Verbesserung der Gewässerquali- 
tät europäischer Flußsysteme zu leisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, auch die Unter- 
haltshilfe nach den Bestimmungen des Lasten- 
ausgleichsgesetzes entsprechend dem Kabi- 
nettsbeschluß zur stufenweisen Anhebung der 
Kriegsopferrenten zum 1. Oktober 1974 und 
1. Juli 1975 anzupassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne von 
Verwaltungsvereinfachungen und von Erledch- 
terungen für die betroffenen Bürger darauf 
hinzuwirken, daß für Geburts-, Heirats- und 
Sterbeurkunden grundsätzlich die durch das 
Übereinkommen über die Erteilung gewisser 
für das Ausland bestimmter Auszüge aus Per- 
sonenstandsbüchern vom 27. September 1956 
festgelegten Formulare verwendet werden, die 
durch ihre siebensprachige Fassung eine spä- 
tere Übersetzung und Beglaubigung überflüs- 
sig machen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ar- 
beitspapier von Beauftragten der Innen- und 
Finanzministerkonferenzen der Länder „Zur 
Ausbildung und Besoldung des Stufenlehrers" 
(Frankfurter Rundschau vom 27. September 
1973, Seite 3), nach dem der Grund Schullehrer 
nur wenig Fachwissen benötigt und die Gleich- 
bewertung der Grundstufe als „ideologisch 
motivierte Vorstellung" cpialifiziert wird, und 
wie wird die Bundesregierung dieses Problem 
in ihrem Entwurf des 2. Gesetzes zur Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts im Bund und in den Ländern lösen? 


Wie lassen sich Stellenausschreibungen in den 
VDI-Nachrichten, so die des Bundesministe- 
riums der Justiz, für einen Ing. grad. mit Be- 
soldungsgruppe A 13 und die der Stadt Wies- 
baden für einen Ing. grad. mit einer Besoldung 
nach Besoldungsgruppe A 12 nur auf der Basis 
eines Abschlusses einer staatlich anerkannten 
Ingenieurschule und Nachweis von praktischer 
Tätigkeit auf den genannten Gebieten mit dem 
geltenden Besoldungsrecht in Einklang brin- 
gen? 
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17. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darlegen, welche 
Zuständigkeiten welche Behörden des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden und Gemeiinde- 
verbände nach der derzeitigen Rechtslage bei 
den Genehmigungsverfahren für Kernkraft- 
werke besitzen? 

Welche Standorte für in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits genehmigte Kernkraft- 
werke können bezüglich Besiedlungsdichte und 
Industrienähe mit der Standortsituation des 
bei Grafenrheinfeld, Landkreis Schweinfurt, 
geplanten Kernkraftwerks verglichen werden, 
und gilt dieser Vergleich nach Kenntnis der 
Bundesregierung auch in bezug auf die dort 
geplanten Kapazitäten und Dimensionen? 

Wird die Bundesregierung die Reform der 
Rechtschreibung notfalls im Alleingang an- 
treten, wenn die DDR, Österreich oder die 
Schweiz nicht zu einer solchen Reform bereit 
sein sollten, wiie von dem Vorsitzenden der 
Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft 
vorgeschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Möglichkeiten ge- 
prüft, ob und gegebenenfalls in welcher Form 
unteren und mittleren Einkommensgruppen 
geholfen werden kann, die gegenwärtig auf 
Grund vereinbarter Zinsgleitklauseln bei Inan- 
spruchnahme von Kreditmitteln für die Errich- 
tung von Bigenheimen und Eigentumswohnun- 
gen besonderen Zinsbelastungen ausgesetzt 
sind? 


21. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht, 
den Pensionären einen höheren Versorgungs- 
freibetrag zu gewähren, und ist sie der Auf- 
fassung, daß man möglicherweise den Peiisio- 
nären durch Anerkennung eines Ertragsanteils 
von ca. 20 Prozent des Einkoanmens helfen 
könnte, die steuerliche Belastung zu mindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, unter dem 
Eindruck, der jüngsten Kartellamtsuntersu- 
chung in der Bauwirtschaft den Erlaß des Mini- 
sters für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein- Westfalen vom 29. Juni 
1973 — I A 2 — 2620 — , wonach u. a. die an- 
bietenden Unternehmen bestätigen müssen, 
daß ihr Angebot in keinem Zusammenhang mit 
wettbewerbsbeschränkenden Abreden steht, 
für ihren Bereich zu übernehmen? 
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23. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


25. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach dem nun 
vollzogenen Abschluß der Gebietsreformen in 
Bayern den mit den Altlandkreisen Gemünden, 
Karlstadt und Marktheidenfeld ebenfalls in 
den neuen Landkreis Main-Spessart eingeglie- 
derten Altkreisbereich Lohr, entsprechend den 
wiederholten Vorschlägen der Bayerischen 
Staatsregierung, in das Regionale Förderungs- 
programm „Unterfränkisches Zonenrand- und 
Ausbaugebiet" einzubeziehen, wie dies für die 
genannten drei anderen Altkreise bereits bis- 
her schon der Fall war? 

Inwieweit ist das in den letzten beiden Jahren 
registrierte bedeutende Wachstum der Außen- 
handelsumsätze der Volksrepublik Polen für 
die Volkswirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland von Interesse gewesen? 

Welche Möglichkeiten und Maßnahmen der 
Erweiterung und Verbesserung unseres Aus- 
senhandels mit der Volksrepublik Polen wer- 
den von der Bundesregierung gesehen und in 
Zukunft gefördert? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


26. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung tun, um den in 
den letzten Wochen schon gestiegenen Butter- 
preis wieder zu stabilisieren und in der bevor- 
stehenden milcharmen Jahreszeit ein weiteres 
Ansteigen des Butterpreises zu verhindern? 


27. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung insbesondere But- 
ter aus den Reserven der Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen freigeben und den weiteren Export 
von künstlich verbilligter EWG-Butter in an- 
dere Länder unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 
Katzer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
Novellierung des Gesetzes über die Fortfüh- 
rung der Rentenreform ein Arbeitnehmer, der 
von der flexiblen Altersgrenze Gebrauch ma- 
chen will, monatelang ohne jegliches Einkom- 
men ist, weil er eine Bescheinigung über die 
Aufgabe seines Arbeitsplatzes vorlegen muß, 
andererseits aber die Rentenfestsetzung oft 
mehrere Monate dauert, und gedenkt die 
Bundesregierung, zur Beseitigung dieser ein- 
kommenslosen Zeit (erst nach Rentengewäh- 
rung kann Nebenverdienst erworben werden) 
etwas zu tun? 
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29. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Amling 

(SPD) 


31. Abgeordneter 
Büdiner 


(SPD) 


32. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 

34. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, daß die ca. 60 000 kleinen Bürger in 
der Bundesrepublik Deutschland, deren Größe 
allenfalls 1,45 Meter beträgt, mit in das Reha- 
bilitationsprogramm der Bundesregierung ein- 
bezogen werden, ebenso auch natürlich jene, 
deren Körpermaße weitaus über dem Durch- 
schnitt liegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzutre- 
ten, daß diese Menschen, die zwar physisch 
gesund, aber in unserer „normalen'' Gesell- 
schaft als behindert anzusehen sind, steuerlich 
mit Behinderten gleichgestellt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß die bei der 
Eheschließung in Frankreich anfallenden Ko- 
sten des obligatorischen sogenannten „examen 
prenuptial" für Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenkassen von den Krankenkassen über- 
nommen werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Landesversicherungsanstalten 
und die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte mit der Bearbeitung der Rentenan- 
träge im Durchschnitt vier Monate im Rück- 
stand sind und dadurch rund 480 000 Rentner 
zum Teil bis zu neun Monate auf ihren Renten- 
bescheid warten müssen? 

Weiche Sofortmaßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung zu ergreifen, um diesen Notstand 
zu beseitigen? 

In welcher Verteilung gewährt der Bund Zu- 
schüsse für die Anstellung von Sozialberatern 
für ausländische Arbeitnehmer an die einzel- 
nen Trägerorganisationen, und welche Maß- 
stäbe liegen der Verteilung zugrunde? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine ver- 
braucherfreundliche Liberalisierung der gesetz- 
lichen Bestimmungen des Ladenschlußgesetzes 
vorzuschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


36. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Billigt die BundesregLerung, daß Bundesmittel 
z. B. aus dem Bundes] ugendplan für Abflüge 
vom DDR-Flughafen Berlin-Schönefeld ver- 
wandt werden? 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Hölscher die bisher gesetzlich vorgeschriebenen jähr- 

(FDP) liehen Röntgenreihenuntersuchungen für Leh- 

rer zu gesundheitlichen Schäden führen, und 
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gegebenenfalls Röntgenuntersudiungen durch 
andere Untersuchungsmethoden zu ersetzen 
oder die zeitlichen Untersuchungsabstände zu 
vergrößern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


38. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß es (vgl. „Kölner Stadt-Anzei- 
ger" vom 20. September 1973, Lokalausgabe 
Bergheim) Ziel der Bundesregierung ist, den 
Individualverkehr einzuschränken, und wenn 
ja, gilt dies auch für schwachstrukturierte 
Gebiete und den ländlichen Raum? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Gesell- 
schaft für Nebenbetriebe der Bundesautobah- 
nen zu erwirken, daß die Pächter der Auto- 
bahnraststätten in verstärktem Ausmaß gehal- 
ten werden, Frischmilchgetränke anzubieten, 
um somit neben dem gesundheitlich förderli- 
chen verstärkten Konsum von Frischmilch zu- 
gleich eine Absatzförderung für die Landwirt- 
schaft zu betreiben, die zudem dem Trend nach 
alkoholfreien Getränken entgegenkommt, der 
bei Autofahrern seit der Einführung der 0,8Voo- 
Grenze festzustellen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, falls sie die 
Pächter bestehender Betriebe zu einem ver- 
stärkten Angebot dieser Milchgefränke nicht 
veranlassen kann zu überprüfen, ob den regio- 
nalen Molkereien die Möglichkeit der Eröff- 
nung von Milchverkaufsstellen an Autobahn- 
rastplätzen eingeräumt werden kann, womit 
dem Interesse der Landwirtschaft und Milch- 
wirtschaft an einer Absatzsteigerung ebenso 
gedient würde, wie auch bestehende Bedenken 
überwunden würden, die Raststätten könnten 
das erhöhte Angebot von Frischmilch aus 
Gründen der Personalknappheit nicht einfüh- 
ren? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
mangelhafte Verkehrserschließung des Grenz- 
raumes „Linker Niederrhein", insbesondere 
auf dem Gebiet des grenzüberschreitenden 
Schienenverkehrs, zu unternehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Änderung 
dieses Zustandes die diesbezüglicher Verhand- 
lungen zwischen der Deutschen Bundesbahn 
und der Niederländischen Staatsbahn mit dem 
Ziel einer verbesserten D-Zugversorgung die- 
ses Gebietes zu unterstützen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn für die Streckenführung 
der Neubaustrecke Aschaffen/burg — ^Würzburg 
angesichts der Ausweisung der Streckenlänge 
von 65 km in ihrer Information „Neubau- 
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44. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Fellermaier 


(SPD) 


47. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Picard 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr, Jobst 


(CDU/CSU) 


strecken und Ausbaustrecken im Netz der 
Deutschen Bundesbahn" ganz offensichtlich an 
einer Trassierung durch das Hafenlohrtal 
(Spessart) entgegen den Vorstellungen aller 
Umweltschutz- und Naturschutzverbände fest- 
hält? 

Billigt die Bundesregierung diese auf rein 
kommerzielle Erwägungen abgestellte Strek- 
kenführung, obwohl damit der Spessart als 
eines der größten noch zusammenhängenden 
Waldgebiete Deutschlands in seiner Substanz 
wesentlich getroffen wird? 

Treffen Meldungen zu, daß Pläne zur Auflö- 
sung des Bundesbahnbetriebswerks Gemein- 
den bestehen, und ist gegebenenfalls die Bun- 
desregierung bereit, eine Überprüfung vorzu- 
nehmen, um auf Grund der Bedeutung des 
Eisenbahnknotenpunkts Gemünden sowie auch 
im Interesse des dort sehr beunruhigten rund 
300 Mann umfassenden Personals die Auf- 
rechterhaltung des Bundesbahnbetriebswerks 
und des damit verbundenen Bundesbahn-Kraft- 
wagenstützpunkts Gemünden weiterhin zu 
garantieren? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus dem Test 
der Stiftung Warentest über Autokindersitze 
Konsequenzen zu ziehen, welcher ergeben hat, 
daß von 15 geprüften Sitzen 11 nicht zufrieden- 
stellend und teilweise sogar lebensgefährlich 
sind? 


Ist die Bundesregierung bereit, Hersteller von 
Automobilen zu veranlassen, gesetzlich vor- 
geschriebene Zubehörteile (z. B. Pannendreieck 
und Verbandskasten) beim Verkauf von Kraft- 
fahrzeugen selbstverständlich mitzuliefern? 

Zu welchen neuen Erkenntnissen ist die Bun- 
desregierung inzwLStJien bezüglich der Sicher- 
heit von Verbundglasscheiben als Windschutz- 
scheiben bei Personenkraftwagen gelangt? 

Erwägt die Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit der Regelausstattung von Personen- 
kraftwagen mit Sicherheitsgurten in der Stra- 
ßenverkehrs-Ordnung das Anlegen von Sicher- 
heitsgurten zur Pflicht zu machen, wodurch 
nebenbei ein oft als „entscheidend" bezeich- 
netes Argument gegen eine nach überwiegen- 
der Mehrheitsmeinung Sachverständiger not- 
wendige Ausstattung aller PKW's mit Ver- 
bundglasscheiben wegfiele? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diie Bundesfernstraßenverbindung von Regens- 
burg nach Furth i. Wald im Hinblick auf die 
hohe Verkehrsbelastung und den ungenügen- 
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den Zustand dieser für das ostbayeriscdie 
Grenzland mchtigen Trasse dringend verbes- 
sert werden muß, und welche Maßnahmen 
wird sie ergreifen? 


51. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Ergän- 
zungsstrecke Köln — Groß-Gerau gutachtliche 
Lösungen ausarbeiten zu lassen, die die Er- 
gänzungsstrecke am Ballungsraum Rhein-Main 
vorbei und nicht durch den Ballungsraum 
selbst führen, da die vorgesehene Streckenfüh- 
rung im Ballungsgebiet im Raum des Rhein- 
Main-Flughafens durdi ein dichtes Netz von 
Straßen und vorhandenen Eisenbahnstrecken 
bei dichtester Bebauung und überstarker Indu- 
strialisierung führen und noch vorhandenen 
Waldgebieten nicht wiedergutzumachende 
Schäden zufügen würde? 


52, Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bun- 
desbahn die Absicht, den Umschlag von 
Schwergütern in Wetzlar künftig einzustellen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die 
Tatsache, daß der erst vor einigen Jahren 
dort errichtete Containerkran wieder demon- 
tiert werden soll? 


53. Abgeordneter Welche Abschnitte der B 56 n (A 204) zwischen 

Milz Bonn und Zülpich werden in concreto in 

(CDU/CSU) welcher Zeit begonnen und fertiggestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


54. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Rückbürgschaf- 
ten für Darlehn zu übernehmen, die die 
GAWOG benötigt, um sicherzustellen, daß die 
Senioren ihre Wohnung in den von der 
GAWOG erstellten Altenwohnheimen behal- 
ten bzw. beziehen können? 


55. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
wegen der überregionalen Auswirkung der 
Gefährdung der Einlagen der älteren Bürger 
bei den Finanzierungsgesellschaften auch in 
anderen Teilen des Bundesgebiets selbst nie- 
ditig verzinsliche Darlehen im Rahmen der 
Sonderprogramme für den Altenwohnheimbau 
zur Verfügung zu stellen oder die Gründung 
von Auffanggesellschaften zu unterstützen? 


56. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Petition 
an die Bundesregierung und den Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1973, mit einem 
Betrag von 10 bis 20 Millionen DM sofort zu 
helfen, damit die Altersheime der „Senioren- 
Wohnheim Wetter stein GmbH München" nicht 
versteigert werden, und in welcher Weise wird 
die Bundesregierung der „Senioren- Wohnheim 
Wetterste in GmbH München" im Interesse von 
oa. 20 000 alten Menschen helfen? 
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57. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch ge- 
eignete Maßnahmen, etwa durch die Gewäh- 
rung einer Bürgschaft bzw. eines Kredits an 
die Wetterstein GmbH, den ca. 20 000 älteren 
Menschen, die durch den Konkurs dieser Firma 
unverschuldet in Not geraten sind, ihre wirt- 
schaftliche Existenz zu sichern? 


58. Abgeordneter 

Mick 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Vermögensanlagen älterer 
Menschen, die der Sicherung ihrer Existenz im 
Alter dienen, in Unternehmen wie z. B. der 
Wetterstein GmbH zukünftig mehr zu sichern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


59. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen einige der „DDR" 
nicht genehme Bücher aus der Mustersen- 
dungsliste für deutsche Bibliotheken entfernt 
hat, und um welche Bücher handelt es sich 
dabei? 


60. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Welche Filme hat der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen von „DDR" -Stellen 
angekauft, und ist gewährleistet, daß auch 
Filme mit objektiver politischer Information 
aus der Bundesrepublik Deutschland in der 
„DDR" gezeigt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


61. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung vor Erklärung ihres 
Zieles der Gesamthochschule im EWG-Ent- 
wurf Prognosen des Finanzbedarfs für den 
Gesamthochschulbereich im Vergleich zu den 
Kosten herkömmlicher wissenschaftlicher 
Hochschulen anstellen lassen, um zu verhin- 
dern, daß nicht bei geringeren Steigerungs- 
raten der Mittel für die wissenschaftlichen 
Hochschulen in Zukunft noch weniger Studen- 
ten zugelassen werden können als im Jahr 
1973? 
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62. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft die Entscheidung 
über den Antrag des Landes Baden-Württem- 
berg, für den Bau eines Studentenwohnheims 
bei der Fachhochschule für öffentliche Ver- 
waltung in Kehl einen Bundeszuschuß zu be- 
willigen, solange zurückstellen will, bis diese 
Fachhochschule in das Hochschulverzeichnis 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz auf- 
genommen ist, obwohl der Bau eines solchen 
Studentenwohnheims für die Unterbringung 
der Studenten in Kehl dringend notwendig ist 
und die Bundesregierung bisher immer ent- 
schieden dafür eingetreten ist, keinen unmit- 
telbaren Zusammenhang zwischen Studenten- 
wohnraumbau und Hochschulbauförderungsge- 
setzt festzuschreiben? 


63. Abgeordneter Bis wann kann mit der Aufnahme der Fach- 
Dr. Schäuble hochschule für Öffentliche Verwaltung Kehl in 
(CDU/CSU) das Hochschulverzeichnis nach dem Hochschul- 

bauförderungsgesetz gerechnet werden? 


64. Abgeordneter 

Lutz 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Rehabili- 
tationsbemühungen um blinde und schwer seh- 
behinderte Mitbürger durch die Schaffung des 
Ausbildungsberufes eines schwer sehgeschä- 
digten Feinmechanikers zu unterstützen, 
oder stehen diesem Wunsch unüberbrück- 
bare Schwierigkeiten entgegen? 


65. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 

Lutz durch die Erteilung eines Forschungsauftrags 

(SPD) die Voraussetzungen für die Verbreiterung 

der Ausbildungschancen und -m ö gl ichk eiten 
für blinde und schwer sehbehinderte Mit- 
bürger zu schaffen? 


66. Abgeordneter Wie wird die Bundesrepublik Deutschland 

Kern sich an der geplanten „Europäischen Wissen- 

(SPD) Schaftsstiftung“ beteiligen, deren Gründung 

für den 18. Mai 1974 vorgesehen ist? 


67. Abgeordneter Warum wurde die „Europäische Wissen- 

Kern Schaftsstiftung“ durch multinationalen Vertrag 

(SPD) und nicht als Einrichtung der Europäischen 

Gemeinschaft errichtet? 


68. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
der deutsch-schwedischen Kommission „De- 
mokratisierung und Mitwirkung in Schule und 
Hochschule“, und welche praktische Konse- 
quenzen wird sie daraus ziehen? 


Bonn, den 12. Oktober 1973 
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